Rede des Friedensbüros zum Antikriegstag 2018
Heute erinnern wir mit dem Antikriegstag an den Beginn des Zweiten Weltkrieges – „Ab 5.45 wird zurückgeschossen“, so verbreitete es am Morgen des 1. September 1939 die Propaganda des faschistischen Staates. Man überfiel das benachbarte Polen und hoffte auf einen schnellen Sieg.

Das Ende ist bekannt: 55 Millionen Tote in ganz Europa, Zerstörung und Not. Millionen Flüchtlinge. Deutschland wurde verkleinert, aufgeteilt, besetzt.

Heute hört man oft: Wir leben in Frieden! Das ist unser Lebensgefühl und wir Jüngeren sind alle froh, dass wir keine Kriegsauseinandersetzungen am eigenen Leibe erleben mussten.

Das ist gut so.

In den letzten Jahren kommen uns die aktuellen Kriege in vielen Teilen der Welt immer näher -  in Person von Flüchtlingen. Wir müssen diesen Menschen eine Möglichkeit geben, unter uns ein würdiges Leben zu erreichen – sie brauchen Deutschkurse, Wohnungen, Schulen und Ausbildungen und schließlich Arbeitsplätze. Viele Menschen in unserem Land haben dazu Hilfe geleistet und auch wir wollen solidarisch sein. Angriffe und Anfeindungen gegenüber Menschen, die anders aussehen, wollen wir nicht dulden. Ob aus Respekt vor dem Grundgesetz „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ oder aus christlicher Motivation „Alle Menschen sind Gottes Kinder.“ oder aus dem Gedanken internationaler Solidarität: Hetze und Unmenschlichkeit muss geächtet und geahndet werden.

 
Doch wir müssen uns auch damit auseinandersetzen, dass die Politik unserer Regierung - vor allem jedoch im Rahmen der EU - eine Mitverantwortung daran trägt, dass Menschen im Mittelmeer ertrinken oder in der Sahara verdursten. 
Alle Lösungsvorschläge zielen darauf ab, uns die Flüchtlinge vom Hals zu halten – notfalls mit der Einstufung als „Sicheres Herkunftsland“ ohne Rücksicht auf die Realität, mit Abkommen mit Diktaturen, mit Lagern in Lybien – ihnen aber nicht zu helfen. Dabei führte die Politik unserer Regierung mit zu Fluchbewegungen: verhindert sie doch nicht den Export von Rüstungsgütern in Kriegs- und Spannungsgebiete. Der Profit der Rüstungskonzerne wie Rheinmetall in Unterlüß geht vor Gesetzen und Menschlichkeit. Panzer von Rheinmetall sah man beim Einmarsch der Türkei nach Afrin, mit Zweigwerken in Italien, Algerien und der Türkei sollen deutsche Gesetze umgangen werden. So wie die vielen meist jungen Demonstranten gestern in Unterlüß lehnen auch wir uns gegen Rüstungsexporte auf! 

Aber auch anders als mit heissen Kriegen trägt die EU zu den Fluchtursachen bei. Durch ungleiche Handelsverträge fördert man den Export unserer subventionierten Agrarüberschüsse. So läßt man den Ländern Afrikas nicht die Luft zum Atmen: unsere Exporte nehmen den Menschen dort den Lebensunterhalt, das bringt sie zur Flucht nach Europa – das ist ein Wirtschaftskrieg! Es sind also „Wirtschaftsflüchtlinge“, aber von uns produziert und in höchster Not. Daraus resultiert unsere Pflicht zur Hilfe.

Doch auch bei uns sind immer mehr Menschen in Sorge, ob wir unser friedliches Leben hier fortsetzen können. Ein unberechenbarer US-Präsident spekuliert: „Wenn wir die Atomwaffen haben – warum benutzen wir sie nicht?“ 

Wir sind Partnerstadt von Hiroshoima – wir wissen warum sie nicht benutzt werden dürfen!
Und er läßt Atomwaffen – auch die in Deutschland – modernisieren. Modernisieren – das heißt hier: kleinere, zielgenauere Waffen. Das heißt: sie dienen nicht mehr der Abschreckung , sondern sollen real eingesetzt werden können! Das ist ein Verbrechen! 
Wir hören, dass die Bundeswehr unmittelbar an den Grenzen Russlands an Übungen und Manövern beteiligt ist: in Georgien, in Litauen. Im Rahmen des NATO-Bündnisses strebt die Bundesregierung einen Ausbau der deutschen Rolle an: Unter dem Vorwand „Landes- und Bündnis-Verteidigung“ - das würde ja noch dem Grundgesetz entsprechen - soll die Verlegung von Truppen und Kriegsgerät durch Deutschland perfektioniert werden, dazu wird ein neues Führungszentrum in Ulm eingerichtet.

Und das alles kostet unser Geld. Nicht wegen fehlender warmer Socken braucht die Bundeswehr mehr Geld, sondern um militärische Argumente überall in der Welt zu stärken, dazu gehört auch die geplante Militarisierung der Europäischen Union. Das ist nicht in unserem Interesse! Das schadet uns.

Was brauchen wir zu unserer Sicherheit? Sichere Renten, von denen man in Würde leben kann. Gute Schulen für unsere Kinder. Anständige Löhne und sichere Arbeitsplätze für alle. Gute Pflege und Gesundheitsversorgung unabhängig vom individuellen Geldbeutel. Städte und Gemeinden, in den für ein gutes Leben gesorgt wird: mit Bibliotheken, Schwimmbädern, öffentlichem Nahverkehr, Kultur.

Wir lehnen – genau wie der DGB in seinem Aufruf zum Antikriegstag - aus zwei Gründen das NATO-Ziel, 2 % des Bruttosozialproduktes fürs Militär auszugeben, energisch ab: wir wollen nicht militärisch stark sein, sondern gleichberechtigt und friedlich mit allen zusammenleben – und wir brauchen unser Geld für unser friedliches Leben hier! 

Heute, wo wir an den Beginn des 2. WKs denken, müsssen wir uns erinnern: dieser Krieg wurde durch massive militärische Aufrüstung und Schaffung einer entsprechenden Infrastruktur vorbereitet. Wir wollen keine weitere Aufrüstung. Wir sind der Ansicht: Das dient nicht dem friedlichen  Zusammenleben in Europa und der Welt.  Diese Steuermittel sollten für  die Sicherung des sozialen Friedens im Innern und zur Bekämpfung der Armut in der Welt verwendet werden. 

Agnes Hasenjäger
